
Götzis Marktgemeinde

Niederschrift
über die am Montag, den 1 8. November 2024, in der Kulturbühne AMBACH, abgehaltene

31. öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung

Beginn der Sitzung: 19:00 Uhr

ÖVP Fraktion:
Bgm. Manfred Böhmwalder
Vizebgm. Edith Lampert-Deuring
GV Manfred Handle
GV Ing. Martin Hämmerle
GV Manfred Martin
GV Walter Scheier
GV Jonas Herburger
GR Dl Clemens Neuner
GR Kevin Manfred Oberhäuser
EM Faruk Baskan Vertretung für GV Julia Rieder
EM Kurt Böhler Vertretung für GV Veronika Böckle
GV Dl (FH) Robert Loacker
EM Michael Marte Vertretung für GV Mathias Rieder

GLG Fraktion:
GR Mag. (FH) Thomas Ender
GR Markus Rottmar
GV Mag. Walter Heinzle
GV Mag. Maria Elisabeth (Sissy) Mayer
GV Christof Steininger
EM Judith Ruhm Vertretung für GV Anja Ellensohn
GV Dl Christoph Weißenbach

BBC Fraktion
GR Christoph Längle, BA 
GV Kornelia Ender 
GV Manfred König 
GV Latifa Jordan
SPÖ Fraktion
GV Egon Moser 
CR Karin Weber 
GV Michelle Posch

NEOS Fraktion
GV Dl (FH) Bernd Frankenhauser 
GV Dl Jörg Maninger
FPÖ-Fraktion
GV Andrea Buri

Schriftführer:
Dr. Konrad Ortner
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Die Feuerwehrgala anlässlich des 1 50 Jahr-Jubiläums hat am vergangenen Samstag in 
der Kulturbühne stattgefunden. Weiters haben diverse Jahreshauptversammlungen 
und kulturelle Veranstaltungen stattgefunden.

GR Christoph Längle erkundigt sich in Bezug auf den Bahnhofsneubau, ob es eine 
schriftliche Förderzusage des Landes für die Radunterführung gebe. Bisher sei immer 
von einer Zusage durch Landesrat Zadra die Rede gewesen, dieser ist aber nunmehr 
nicht mehr im Amt. Die Unterführung würde vor Förderung doch fast 10 Millionen 
Euro kosten.

Der Bürgermeister stellt klar, dass sich die Förderrichtlinien nicht verändert haben 
und nach heutigem Stand eine Förderung des Bundes und des Landes schlagend 
werden. Eine schriftlich Zusage kann es erst geben, wenn ein Projekt eingereicht 
wurde. Eine Förderung ist aus heutiger Sicht möglich, da es sich um eine Landesrad­
route handle.

GV Walter Heinzle ergänzt, dass es sich um die künftige Hauptverbindung Götzis- 
Mäder handelt, die derzeit über die L 58 führt. Die Unterführung dürfe aus seiner 
Sicht nicht in Frage gestellt werden.

2. Berichte aus der Region
Der Bürgermeister berichtet von einer Sitzung zum Thema gemeinsames Abfallsam­
melzentrum, an dem auch der Hohenemser Bürgermeister teilgenommen hat. Man ist 
nun in weiteren Planungen.

Die „Buch amKumma“ hat vor kurzem in Mäder stattgefunden.

3. Beitritt der Gemeinde Altach zum Standesamts- und Staatsbürqerschaftsverband Götzis 
Die Gemeinde Altach strebt den Beitritt zum Standesamtsverband Götzis-Mäder- 
Koblach an. Zu diesem Zweck sind Zustimmungen der jeweiligen Mitgliedsgemeinden 
einzuholen.

GV Jörg Maninger erkundigt sich zu den finanziellen Auswirkungen.

Der Gemeindesekretär Dr. Konrad Ortner erläutert die gesetzlich festgeschriebene 
Finanzierung der Standesamtsverbände. Ein Anteil von 20 ��  wird fix von der 
Standortgemeinde getragen. Die restlichen 80 ��  werden nach dem abgestuften Be­
völkerungsschlüssel anteilig von den Mitgliedsgemeinden getragen.

Der Standesamtsverband verfügt über eine selbständige Buchhaltung - ähnlich einer 
Gemeinde - mit Voranschlag und Rechnungsabschluss. Hier werden alle Kosten - u.a. 
auch anteilige Miet-, Betriebskosten und Aufwendungen für Personal, Drucksorten, 
etc. verumlagt.

In Summe sollte der Beitrag von Altach zu einer Kostensenkung führen, dies ist im­
mer davon abhängig, welche weiteren Aufgaben den Standesämtern übertragen wer­
den. Gerade in der näheren Vergangenheit wurden die Zuständigkeiten deutlich er­
weitert. Es wird versucht mit möglichst geringem Personalmehraufwand auszukom­
men.

GR Karin Weber appelliert hier auf die Arbeitnehmer Rücksicht zu nehmen. Der Bür­
germeister erklärt, dass dieser Schritt unter enger Einbindung der Mitarbeiter gesetzt 
wurde.

Der Vorsitzende stellt den Antrag dem Beitritt der Gemeinde Altach zum Standes­
amts- und Staatsbürgerschaftsverband Götzis zuzustimmen.

Die Abstimmung ergibt eine mehrheitliche Zustimmung gegen die Stimmen der 
NEOS sowie 3 Stimmen der GLG.
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4. Darlehensaufnahme, Umschuldung - Beschlussfassung
Der Vorsitzende des Finanzausschusses Jonas Herburger präsentiert die Eckdaten zu 
der geplanten Umschuldung.

Allgemeines:
Bei zwei laufenden Darlehen enden die Fixzinsvereinbarungen - dazu erfolgte eine 
neue Darlehensausschreibung in der Höhe von € 4.300.000,-.

Eckdaten der Ausschreibung:
. € 4.300.000,-
• Die Darlehensaufnahme erfolgt im 1. Halbjahr 2025
• Die Laufzeit betragen 1 6, 20 oder 25 Jahre ab Tilgungsbeginn.
• Der Tilgungsbeginn ist im Jahr 2025 mit der 1. Rückzahlung per 30.06.202 5. 

Die Rückzahlung erfolgt in Form von gleichbleibenden Kapitalraten (Halbjah­
resraten per 30.6. und 31.1 2. jd. Jahres).

• Verzinsung: Es wurden Angebote für variabel verzinste Darlehen (Basis 6- 
Monats-Euribor) und Fixzinsdarlehen (über 16, 20 und 25 Jahre) eingeholt.

Der Finanzausschuss hat sich in der Sitzung vom 6.11.2024 eingehend mit den Dar­
lehensangeboten, den möglichen Kreditlaufzeiten, usw. befasst und empfiehlt die 
Aufnahme zum Fixzinssatz gern. Angebot der Kommunalkredit Austria AG vom 
05.1 1.2024 mit einer Laufzeit von 20 Jahren.
Der 20-Jahres-Fixzinssatz beträgt auf Basis 04.1 1.2024 It. Angebot 2,943 ���� Der 
endgültige Zinssatz wird am Tag der Auftragserteilung fixiert.

Auf Empfehlung des Finanzausschusses stellt der Bürgermeister den Antrag, folgen­
den Beschluss zu fassen:

Zur Umschuldung des Darlehens AkZI. 91-05/85 Hypo Vorarlberg Bank AG, IBAN-Nr. 
ATI 7 5800 0000 3267 2655 und des Darlehens AkZI. 91-05/95 BAWAG PSK, IBAN- 
Nr. AT67 6000 0005 4005 9055 wird bei der Kommunalkredit Austria AG ein Darle­
hen in der Höhe von € 4.300.000,- mit der Bindung an den 20-Jahres-Fixzinssatz 
gemäß Angebot vom 05.1 1.2024 aufgenommen.
Die Darlehensrückzahlung beginnt mit 30.06.2025. Die Laufzeit des Darlehens be­
trägt ab Tilgungsbeginn 20 Jahre.

GV Bernd Frankenhauser erläutert den Antrag aus seiner Sicht und hält fest, dass 
bisher lediglich zwei Millionen von einem Kredit über sechs Millionen getilgt wurden. 
Das zeigt eine Misswirtschaft. Normalerweise hat man einen fixen Zins für die ganze 
Perioden.

GV Jonas Herburger entgegnet, dass die Kredite bis 2041 bis 2039 gelaufen wären 
und daher nicht getilgt waren, jetzt aber die Zinsbindung - die bei Aufnahme nicht 
länger vereinbart werden konnte - ausgelaufen sei. Es mussten daher neue Kredite 
aufgenommen werden, da die Nachfolgekondition nicht attraktiv war. Es ist kein 
neuer Kredit um die alten Kredite zu tilgen.

GR Christoph Längle berichtet, dass auch eine Verlängerung auf 25 Jahre ein Thema 
im Ausschuss war. Er betont auch, dass man jetzt Kredite verlängern muss für ein 
Projekt wie das Mösle, das man schon wieder sanieren müsste.

GV Andrea Buri erklärt, dass das die einzige Möglichkeit ist, da sonst die Kosten zu 
hoch gewesen wären. Es gibt keine andere Möglichkeit.

Die Abstimmung ergibt ein mehrheitliches Ergebnis gegen die Stimmen der BBC.

5. Straßen- und Weqekonzept - Beschlussfassung
Der Bürgermeister führt in das Thema ein. Er verweist auch auf den Antrag der NEOS, 
der in der letzten Sitzung zum Beschluss eines Begleitprozesses geführt hat.
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Das Straßen- und Wegekonzept sei ein lebendiges Konstrukt, dass auch Änderungen 
möglich macht. Weiters berichtet er, dass Stellungnahmen eingegangen sind, sich 
viele Bürger eingebracht haben und die Ausschüsse die Themen ausführlich 
behandelt haben. Begleitet wurde der Prozess vom Büro Besch und Partner.

Der Leiter der Cemeindesicherheitswache Matthias FRANK stellt die eingegangenen 
Stellungnahmen vor, die folgende Punkte umfassten:

- Geschwindigkeitsreduktion L 58 Komminger Straße auf 40 km/h
- Agglomerationsprogramm bestätigt, dass das Konzept mit dem Programm 

übereinstimmt
- Unterbruch Kalkofenweg (zwei Meldungen) - Pro und Contra Meldung
- Wegverbindung Ringstraße - Feldgasse: Angedachte Wegverbindung soll 

gestrichen werden
- Radwegenetz (2 Stellungnahmen) - allgemeine Forderung nach Verbesserung
- Talkessel St. Arbogast - Tempo 40
- Geschwindigkeitsreduktion / Begegnungszonen in verschiedenen Ortsteilen

(Kommingen: Lastenstraße bis Ortsgrenze, Kreuzung Lastenstraße
Kommingerstraße, L 1 90 - nördlicher Bereich, L 50 Montfortstraße: Ortstafel - 
Arbogast, Begegnungszone St. Arbogast (Landesstraße bis Bildungshaus), 
Kirlastraße, Bulitta (Montfortstraße bis „In der Riebe“), Begegnungszone 
Kindergarten Rheinstraße, Flächendeckend Tempo 30 - Regime, Unteres 
Tobel (Kreuzung mit Mösleweg)

- Begegnungszone Kindergarten Churerstraße und Mittelschule

Der Bürgermeister erklärt, dass diese und weitere Punkte ausführlich in den 
Ausschüssen diskutiert wurden. Alle Eingaben wurden in den Ausschüssen auch 
fachlich geprüft.

Für die Übersichtlichkeit wurden die Anträge tw. schriftlich abgegeben.

1. Kommingen: Antrag: Tempo 40 km/h auf der Kommingerstraße. L 58 von 
der Lastenstraße bis zur Gemeindegrenze Mäder
GV Walter Heinzle: Die Landesstraße L 58 durch Kommingen ist schmal und 
kurvig. Sie hat nur einseitig einen Gehsteig mit schrägem, leicht 
überfahrbarem Randstein und einige gefährliche Ausfahrten. Für den 
Abschnitt zwischen der Einmündung der Kirlastraße und der Ortsgrenze ist 
Tempo 50 eindeutig zu schnell. Die Gemeinde Mäder setzt sich auch für 
Tempo 40 auf ihrem L 58-Abschnitt ein.
Die Kommingerstraße ist und bleibt auf absehbare Zeit die kürzeste 
Fahrradverbindung zum Bahnhof, zum Zentrum mit Kirche, Garnmarkt, 
Gemeindeamt und soll zum Schutz der Radfahrenden Tempo 40 bekommen, 
da es keine begleitenden Fahrradanlagen gibt.

Der Antrag bleibt mit Stimmen der GLG, NEOS und BBG in der Minderheit.

2. Kommingerstraße L58
Die Marktgemeinde Götzis beantragt beim Land Vorarlberg die 
Temporeduktion auf der Kommingerstraße von 50 km/h auf 40 km/h im 
Bereich Höhe Abzweigung Kirlastraße bis zur Ortsgrenze Mäder zu verordnen.

Der Antrag wird mit 29 Stimmen gegen eine Stimme der NEOS mehrheitlich 
angenommen.

3. Montfortstraße: Tempo 40 auf der L 50 (Montfortstraße) von der Ortstafel 
bis in kl. Übergang in der Senke.
GV Walter Heinzle: St. Arbogast ist ein besonders schöner Ortsteil von Götzis, 
der mit Wallfahrtskirche, Bildungshaus, Waldkindergarten, Kneippanlage, 
Fitness-Parcours, Bio-Lehrpfad, Gh Schützen, Schießstand, Wanderwegen sehr 
große Bedeutung hat. Schnellfahren macht das Überqueren der Straße und 
besonders auch das Radfahren gefährlich und belastet den Raum, 
insbesondere auch die Bewohnerschaft stark und unnötig mit Lärm.
Die Straße über Arbogast ist eine sehr wichtige und immer stärker genutzte
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Fahrradverbindung.

Nahezu die gesamte Bewohnerschaft hat sich für eine 
Geschwindigkeitsreduktion bzw. mehr Sicherheit auf den Querungen 
ausgesprochen wie auch der Waldkindergarten.

Der Antrag bleibt mit 1 1 Stimmen GLG, NEOS, FPÖ und 1 ÖVP in der
Minderheit.

4. Montfortstraße: Tempo 40 auf der L 50 (Montfortstraße) vom Salzsilo bis 
inkl. Übergang in der Senke.

Der Antrag bleibt mit Stimmen der GLG, 1 NEOS, 2 ÖVP in der Minderheit.

5. Im Buch: Tempo 40 auf der L 190 vom Kreisverkehr Im Buch (Anbindung 
L 57) bis zum Kreisverkehr im Kobel.
GV Walter Heinzle: Es handelt sich um den stärkst befahrenen 
Straßenabschnitt mit viel Schwerverkehr mit sehr hoher Lärm- und 
Abgasbelastung. Das Überqueren der Straße ist erschwert und gefährlich.

6. Im Buch: Tempo 40 auf der L 190 vom Kreisverkehr Im Buch (Anbindung 
L 57) bis zum Ortsende Götzis (Richtung Koblach).
GV Andrea Buri versteht nicht, warum nur bis zum Kobel-Kreisverkehr Tempo 
40 gelten soll und sie darauf hingewiesen wird, dass ab dem Kreisverkehr 
Kobel schon eine Temporeduktion im Konzept vorgesehen ist, sie fordert eine 
Erweiterung durch das ganze Ortsgebiet.

Der Bürgermeister bringt die beiden Anträge zur Abstimmung.
Antrag 6 (Tempo 40 entlang der gesamten L 190) bleibt mit 2 NEOS, 1 FPÖ 
und 5 GLG in der Minderheit.

Antrag 5 (Tempo 40 Kobel bis Im Buch) bleibt mit Stimmen der GLG und 1 
ÖVP in der Minderheit.

7. Lastenstraße: Tempo 40 im Bereich der Kreuzung mit der Kommingerstraße
GV Walter Heinzle: Die Querung der Lastenstraße ist für viele Kinder der 
gefährlichste Abschnitt ihres Schulweges. Auch der Elternverein fordert 
Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit. Neben den Schulkindern 
kommt ein verringertes Tempo auch den anderen Fußgängern und den 
zahlreichen Radfahrenden zugute.

GR Christoph Längle erkundigt sich wie realistisch hier der Bau eines 
Kreisverkehrs ist. Der Bürgermeister erklärt, dass das Land hier sehr 
zurückhaltend agiert.

Der Antrag bleibt mit Stimmen der GLG, FPÖ in der Minderheit.

8. Kirlastraße: Tempo 30 wie auf den anderen Gemeindestraßen.
GV Walter Heinzle: Die Kirlastraße ist schmal, nur mit einseitigem Gehsteig, 
wenig übersichtlich durch die nahe Bebauung, mit ebenfalls wenig 
übersichtlichen Querungen (bei der F. M.-Felder-Str. (Weg zum Kindergarten) 
und beim Blattur. Sie ist eine wichtige Fahrradverbindung.

Die Abstimmung findet mit 1 5 Stimmen GLG, BBG, NEOS, FPÖ, 1 ÖVP keine 
Mehrheit.

9. Kirlastraße: Tempo 30 von der Hans Berchtold bis zum Kreisverkehr 
Lastenstraße
Antrag von GV Walter Heinzle nur den östlichen Teil auf Tempo 30 zu setzen.

Der Antrag wird gegen die Stimmen der GLG und BBG mehrheitlich abge­
lehnt.
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CR Christoph Längle und die BBC sehen die Sperre ebenfalls kritisch, da sie 
zu Mehrverkehr führt. Beim Spielplatz im Kalkofenweg sollte es eine Abgren­
zung geben.

GV Walter Heinzle findet die Sperre sinnvoll, damit Schleichverkehr verhindert 
wird. Nur wenige haben weitere Wege. Der Kalkofenweg wird als Spazierweg 
aufgewertet.

CR Thomas Ender pflichtet dem bei und zeigt sich verwundert, dass man von 
Sackgassen und Sperren spricht. Das betrifft nur die Autos, nicht Radfahrer 
und Fußgänger. Das Straßen- und Wegekonzept ist in erster Linie für die 
schwachen Verkehrsteilnehmer da. Diese Maßnahme wurde auch von den Ex­
perten empfohlen.

GR Christoph Längle erwidert, dass es um Fairness geht und man dann wahr­
scheinlich noch mehr Sperren im Ortsgebiet machen muss. Z.B. Bewohner 
vom Ackerweg und Kornfeld haben mit dem Auto einen erheblichen Umweg.

CV Walter Heinzle erklärt, dass die Umwege überschaubar sind und man auch 
das Rad verwenden kann.

Der Antrag wird mit 21 Stimmen von 12 ÖVP, BBC, 2 SPÖ, NEOS, FPÖ mehr­
heitlich angenommen.

1 7. Hans Berchtold Straße
Antrag der ÖVP-Fraktion: Die im Straßen- und Wegekonzept angedachte Tempo­
reduktion von 40 km/h auf SO km/h auf der Hans-Berchtold-Straße zu streichen.

Begründung von GR Kevin Oberhäuser:
Die Hans-Berchtold-Straße ist eine wichtige Sammelstraße im Ortsgebiet. 
Tempo 30 wird hier nicht als sinnvoll erachtet.
Mit Tempo 40 werden alle Ansprüche der Straße erfüllt. Zusätzlich kann 
durch eine Optimierung der Straßenmarkierungen die bessere Sichtbarkeit 
gewährleistet werden.

GV Christoph Weißenbach berichtet, dass er in der letzten Woche fast „abge­
schossen“ wurde. Im Sinne der Sicherheit plädiert er für Tempo 30.

GV Walter Heinzle betont die Querungen zum Bahnhof und es nicht im Sinne 
der Querenden ist, wenn diese Reduktion zurückgenommen wird. Man hätte 
das auch früher schon diskutieren können.

CV Sissy Mayer erkundigt sich nach der Beurteilung des Experten Alexander 
Kuhn. Er erklärt, dass Tempo 30 empfohlen wurde. Das jetzt vorliegende 
Konzept ist der Kompromiss. Bis dato war die Hans-Berchtold-Straße Teil der 
30-er-Zone. Wenn eine Beruhigung auf der L 1 90 kommt, wäre Tempo 40 auf 
der Hans-Berchtold-Straße kontraproduktiv. Auch technisch wäre Tempo 30 
zu befürworten.

CV Jörg Maninger pflichtet GV Walter Heinzle bei und argumentiert mit dem 
Schutz des nicht-motorisierten Verkehrs. Auch der Fachexperte hat das darge­
legt. Die Götzner ÖVP scheint die Einzige im Umland zu sein, die ein Problem 
mit Tempo 30 hat.

GR Markus Rottmar fragt nach, welche Maßnahmen ergriffen werden sollen, 
um das Schnellfahren zu verhindern.

GR Clemens Neuner spricht sich gegen ein Überstülpen von Tempo 30 auf das 
ganze Ortsgebiet aus. Die Hans-Berchtold-Straße fungiere als Bypass und auch 
eine Straße ist, die für den ÖPNV wichtig sei. Mit Tempo 30 werde auch der 
öffentliche Verkehr eingebremst.

GR Thomas Ender bezeichnet die Argumentation als schwach. Die Busse wür-
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den auch jetzt schon nicht 40 fahren. Wenn der Bahnhof umgebaut wird, wird 
die Frequenz noch erhöht.

GR Karin Weber repliziert, dass man bei einem Umbau der L 190 auch die 
Flans-Berchtold-Straße auf 30 heruntersetzen kann. Das müsse nicht jetzt 
sein.

GV Bernd Frankenhauser erinnert, dass es sich nur um ein Konzept handelt. 
Etwas wert wird das Konzept erst, wenn man an die Realisierung geht.

GR Thomas Ender appelliert an den Mut etwas zu machen. Er verweist auch 
auf die Aussage des Fachplaners.

Der Antrag wird mit 19 Stimmen der ÖVP, BBC, 2 SPÖ mehrheitlich ange­
nommen.

GR Christoph Längle verweist auf den Beschluss zur Priorisierung, Kosten und 
Zeitplan aus der Juli-Sitzung. Er kritisiert, dass noch nichts vorliegt.

Der Bürgermeister erwidert, dass heute ein Beschluss vorliegt und man nun an die 
Realisierung gehen kann und somit auch zu priorisieren, Kosten schätzen und 
Zeitpläne erstellen kann.

GR Clemens Neuner betont, dass es ein Konzept ist und nicht auf einmal umgesetzt 
wird. Es wird Teilumsetzungen geben. Jetzt, nach dem Beschluss, kann man priorisieren.

GVJörg Maninger fragt, wann man den Plan ergänzt, damit man weitergehen kann.

Der Bürgermeister erklärt, dass das nun laufend gemacht wird.

GV Walter Fleinzle verweist auf eine Aussage des Bürgermeisters aus dem 
Gemeindeblatt, in dem er auf Erkenntnisse aus der Bürgerbeteiligung verweist. Er 
fragt nach wo man das nun ablesen kann. Nur eine Stellungnahme wurde umgesetzt.

Der Bürgermeister verweist darauf, dass alle Beteiligten auf die Anregungen aus der 
Bevölkerung gehört haben.

GR Clemens Neuner entgegnet, dass in sehr vielen Sitzungen ein sehr gutes Konzept 
auf den Weg gebracht wurde. Alle haben sich intensiv mit den Themen beschäftigt. Er 
kritisiert, dass die Anträge der Grünen schon mehrfach gestellt wurden, obwohl sie 
nie eine Mehrheit gefunden haben.

GR Christoph Längle kritisiert die Vorgehensweise, dass keine Priorisierung, Kosten 
und Zeitpläne vorliegen.

GV Andrea Buri erwidert, dass GR Christoph Längle dann am Anfang nach den Kosten 
fragen hätte müssen, vor er einem Antrag zustimmt.

GR Clemens Neuner sagt, dass heute beschlossen wurde, was man will, jetzt müssen 
die Projekte analysiert werden. Jetzt muss es einen Plan geben, das ist eine 
natürliche Vorgehensweise bei so einem Projekt. Es gibt Rah men beding ungen mit 
anderen Bauten und Abstimmungen mit Behörden.

GR Markus Rottmar fordert ein Feedback an die Bürger, die sich eingebracht haben, 
was der Bürgermeister zusagt.

Der Bürgermeister stellt folgenden Antrag:
Die Gemeindevertretung stimmt dem vorliegenden Straßen- und Wegekonzept mit 
den heute beschlossenen Änderungen zu.

Das Straßen- und Wegekonzept wird mit Stimmen der ÖVP, SPÖ und FPÖ 
mehrheitlich angenommen.
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6. Prüfung der Auswirkungen auf das ErweiternnqsProjekt "Kiesabbau und Wiederverfül- 
lunq Sauwinkel/Götzner Hof" aufgrund der Verletzung der Bescheidvorgaben durch 
die Gemeinde Altach - Antrag gern. § 41 Abs. 2 Vorarlberger Gemeindeqesetz 
Die unterzeichnenden Gemeindevertreterinnen Markus Rottmar, Christoph Längle, 
Bernd Frankenhauser und Andrea Buri beantragen die Aufnahme dieses Tagesord­
nungspunktes.

GR Thomas Ender berichtet, dass der Bescheid von Altach massiv überzogen wurde. 
Es stellt sich die Frage, ob es auf das Götzner Projekt Auswirkungen hat. Es stelle 
sich die Frage, ob die Gemeinde weiterverhandeln kann.

Er stellt den Antrag:
Die Gemeindevertretung beschließt, keine Verträge für das Erweiterungsprojekt „Kie­
sabbau und Wiederverfüllung Sauwinkel/Götzner Flof“ mit Altach und deren Subun­
ternehmen abzuschließen.

Begründung:
Die handelnden Personen haben jegliches Vertrauen verspielt, um geeignete Partner 
für eine Zukunftskooperation mit der Marktgemeinde Götzis zu sein.

Sie haben wissentlich, unter Gewinnabsicht, großteils für ein privates Unternehmen, 
den Anrainern ca. 10.000 LKW-Fahrten mehr zugemutet, die im Bescheid vorgegebe­
nen Mengen um 35 % überschritten, ohne die Folgen für die Umwelt und den Hoch­
wasserschutz genau zu kennen oder zu prüfen und gefährden somit womöglich das 
Erweiterungsprojekt mit Götzis.

Der Bürgermeister berichtet, dass er im Kontakt mit der Bezirkshauptmannschaft ist.

Der Bezirkshauptmann hat folgende Antwort übermittelt:

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Damen und Herren,

zum beantragten Tagesordnungspunkt für die Gemeindevertretungssitzung vom 
18.11.2024 wird Folgendes mitgeteilt: Bei der Bezirkshauptmannschaft Feldkirch 
sind infolge der Abweichungen vom Bewilligungskonsens des bestehenden Kiesab­
baues verschiedene Verfahren anhängig. Diese Verfahren betreffen die erforderlichen 
Maßnahmen beim bestehenden Abbau. Es geht darum festzustellen, welche Maß­
nahmen und nachträglichen Bewilligungen im bestehenden Abbauareal erforderlich 
sind und umgesetzt werden müssen.

Auf das bewilligte Erweiterungsprojekt, zu welchem derzeit die vertraglichen Details 
ausgearbeitet werden, haben diese aktuell laufenden Behördenverfahren keine Aus­
wirkungen. Solange für das Erweiterungsprojekt selbst (insbesondere in Bezug auf 
den genehmigten Abbau für die bewilligte Erweiterung und die eingesetzten Anla­
gen) nicht wesentlich geändert wird, sind keine neuen anlagenrechtlichen Verfahren 
durchzuführen. Die Bewilligungen haben grundsätzlich dingliche Wirkung (und hän­
gen nicht an der Person der Bewilligungsinhaberin). Allfällige Wechsel in der Person 
der MinroG-Berechtigten können der Behörde angezeigt und nachgewiesen werden. 
Die Rechte und Pflichten sind dann vom neuen Inhaber wahrzunehmen.

Mit freundlichen Grüßen

Der Bezirkshauptmann 
Mag. Herbert Burtscher

GR Thomas Ender erwidert, dass es wasserrechtlich noch nicht klar ist. Er kritisiert 
Altach dafür, dass sie 35 % mehr abgebaut haben als genehmigt war.
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GST-NR 5000Grundstück:
Mindestmaß der baulichen 
Nutzung - Festlegung gemäß 
§ 31 Abs. 2 lit. d RPG: Mindestgeschosszahl (MGZ): 2
Eigentümer(in): Marktgemeinde Götzis

Plan zur Verordnung der Marktgemeinde Götzis 
zur Festlegung des Mindestmaßes der baulichen Nutzung

Erläuterungsbericht:
Die Marktgemeinde Götzis beabsichtigt den Flächenwidmungsplan im Bereich der GP 
5000 zu ändern. Da es sich um eine Neuwidmung als Baufläche handelt, soll in die­
sem Zug für das Grundstück ein Mindestmaß der baulichen Nutzung festgelegt wer­
den. Dieses soll mit der Mindestgeschosszahl (MGZ) 2 festgelegt werden. Die geplan­
te Ausweichschule soll, entsprechend dem festgelegten Mindestmaß, über zwei Ge­
schosse verfügen.
Mit der Festlegung des Mindestmaßes der baulichen Nutzung wird die widmungskon­
forme Errichtung der geplanten Ausweichschule auf der betreffenden Grundparzelle 
gewährleistet.

Beschluss:
Auf Grundlage des Beschlusses der Gemeindevertretung vom 16.09.2024 und des 
durchgeführten Auflageverfahrens wird für die Grundparzelle 5000, KG 92110 Götzis 
ein Mindestmaß der baulichen Nutzung gemäß § 31 Abs.l Raumplanungsgesetz, 
LGBl.Nr. 39/1996 idgF festgelegt. Das Mindestmaß der baulichen Nutzung wird ge­
mäß Lageplan vom 09.09.2024, Zahl g031.2-1/2024-2-1 in der angeschlossenen 
Anlage festgelegt.

Auf Nachfrage von GV Jörg Maninger erklärt GR Clemens Neuner, dass im Zuge der 
Umwidmung die Mindestbaufläche definiert werden muss. Wenn man die Container 
weiternutzen wolle, muss wieder rückgewidmet werden.

Die Abstimmung ergibt ein einstimmiges Ergebnis.

10. Änderung des Flächenwidmunqsplans der GST-NR 5000, KG 921 10 Götzis - Zweitbe­
schluss
Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplans gern. §23, RPG
Umwidmung des GST mit der NR. 5000 von FS Kindergarten in [VS,KG]-BW F [VSKCHBW)

Im Rahmen des vom 1 0.1 0.2024 bis zum 10.11.2024 durchgeführten Auflageverfah­
rens sind keine Stellungnahmen eingegangen.
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Umwidmungsgrundstück: 
Derzeitige Widmung: 
Beabsichtigte Widmung: 
Grundstücksgröße: 
Erschließung:

Eigentümer(in):

Erläuterungsbericht:
Die Marktgemeinde Götzis beabsichtigt den Flächenwidmungsplan im Bereich der GP 
5000 zu ändern. Der betroffene Bereich verfügt aktuell die Widmung Freifläche­
Sondergebiet Kindergarten. Auf der ggst. Grundparzelle soll eine temporäre Aus­
weichschule errichtet werden. Im räumlichen Entwicklungsplan Götzis (2022) ist die 
Fläche bereits als Potenzialgebiet zur Errichtung von Bildungseinrichtungen gekenn­
zeichnet. Um diese Nutzung im Sinne des räumlichen Entwicklungsplans gewährleis­
ten zu können, muss die Flächenwidmung in diesem Bereich angepasst werden.
Die Fläche soll künftig als „Baufläche-Wohngebiet Vorbehaltsfläche Volksschule, Kin­
dergarten mit der Folgewidmung - Bauerwartungsfläche-Wohngebiet Vorbehaltsflä­
che Volksschule, Kindergarten - kurz: [VS,KG]-BW F'[VS,KCKBW) gewidmet werden.
Mit der Änderung des Flächenwidmungsplans wird die Errichtung einer Volksschule 
oder eines Kindergartens auf der betreffenden Grundparzelle ermöglicht und dauer­
haft gesichert. Da es sich dabei um eine Neuwidmung als Baufläche handelt, ist eine 
Befristung und ein Mindestmaß der baulichen Nutzung nach § 12 Abs. 4 lit. a RPG 
festzulegen. Das Mindestmaß der baulichen Nutzung wurde mit der Mindestge­
schosszahl 2 in einer gesonderten Verordnung festgelegt.

Beschluss:
Auf Grundlage des Beschlusses der Gemeindevertretung vom 16.09.2024 und des 
durchgeführten Auflageverfahrens wird gemäß Lageplan vom 09.09.2024, Zahl 
g031.2-1 /2024-1 -1, gemäß §23 Abs. 1 Raumplanungsgesetz, LBGl.Nr. 39/1996 idgF, 
der Flächenwidmungsplan der Marktgemeinde Götzis, KG 921 10, abgeändert.

GST-NR 5000 
FS Kindergarten 
[VS, KG]-BW F [vs'KCHBW)
2387 m2
Zufahrt über GST-NRn 4999 und 5020 (Öffentliches 
Gut);
Wasser- und Kanalanschlussmöglichkeiten be­
finden sich in der Nähe des Grundstückes; 
Marktgemeinde Götzis

Die Abstimmung ergibt ein einstimmiges Ergebnis.

Ende der Sitzung: 21:47 Uhr
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